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1. Die Höhe der Gegenwertforderung der Ver-

sorgungsanstalt des Bundes und der Länder 

(VBL) ist gem. § 23 Abs. 2 VBLS wegen unange-

messener Benachteiligung des ausgeschiedenen 

Beteiligten unwirksam. 

BGH vom 10.10.2012 Az.: IV ZR 10/11 und IV ZR 

12/11 

Der BGH hat entschieden, dass § 23 Abs. 2 der 

Satzung der VBL, der die Zahlung eines Gegenwer-

tes für die bei der VBL verbleibenden Versor-

gungslasten bei Beendigung einer Beteiligung 

regelt, unwirksam ist, weil er die ausgeschiedenen 

Beteiligten unangemessen benachteiligt.  

Im Verfahren IV ZR 10/11 begehrte der Kläger die 

Rückzahlung eines Teilbetrages des von der VBL 

geforderten Gegenwertes. Der Kläger gehörte seit 

1996 dem Abrechnungsverband Ost der VBL an 

und kündigte das Beteiligungsverhältnis zum 

31.12.2003. 

Die VBL begehrte in diesem Verfahren mit der 

Revision die Klageabweisung. 

Im zweiten Verfahren (IV ZR 12/11) war der Be-

klagte seit 1940 Beteiligter und kündigte das Be-

teiligungsverhältnis zum 31.12.2002. Hier verlang-
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te die VBL in der Revision die Zahlung eines noch 

ausstehenden Restbetrages des Gegenwertes. 

Beide Revisionen wurden als unbegründet zu-

rückgewiesen. 

Der BGH begründet seine Entscheidungen wie 

folgt: 

a. § 23 Abs. 2 VBLS verstößt gegen § 307 BGB 

Nach Auffassung des Gerichts handelt es sich bei 

der VBL-Satzung nicht um eine tarifliche Rege-

lung. Damit besteht keine weitgehende Gestal-

tungsfreiheit, wie zwischen den Tarifvertragspar-

teien üblich, sondern § 23 Abs. 2 VBL unterliegt 

der vollen AGB-rechtlichen Inhaltskontrolle. Es sei 

zwischen arbeitsrechtlichem Grundverhältnis und 

versicherungsrechtlichem Durchführungsverhält-

nis zu differenzieren. Die VBL-Satzung stelle einen 

privatrechtlichen Versicherungsvertrag in Form 

Allgemeiner Versicherungsbedingungen dar. Als 

solche unterliegt sie der richterlichen Inhaltskon-

trolle. Eine mittlerweile bestehende tarifvertragli-

che Regelung zur Gegenwertforderung (seit 

24.11.2011) sei im vorliegenden Fall nicht an-

wendbar, da dabei eine unzulässige echte Rück-

wirkung vorläge. 

b. Gleichstellung von Versicherten mit und ohne 

Wartezeit 

Der BGH führt weiter aus, dass auch die volle Be-

rücksichtigung von Versicherten ohne erfüllte 

Wartezeit bei der Berechnung des Gegenwertes 

eine unangemessene Benachteiligung darstelle. 

Gemäß der VBL-Satzung werden für die Wartezeit 

nur solche Kalendermonate berücksichtigt, in 

denen das beteiligte Unternehmen tatsächlich 

Umlagen und Sanierungsgelder zahlt. Folglich 

zählt die beitragsfreie Versicherung nach Beendi-

gung der Beteiligung nicht für die Wartezeit. 

Scheidet ein Unternehmen aus der VBL aus, kann 

eine zu diesem Zeitpunkt noch nicht erfüllte War-

tezeit nur erfüllt werden, wenn der Anwart-

schaftsberechtigte beim ausgeschiedenen Betei-

ligten das Arbeitsverhältnis beendet und bei ei-

nem anderen Arbeitgeber, der seinerseits Betei-

ligter der VBL ist, ein neues Arbeitsverhältnis auf-

nimmt. Da grundsätzlich nicht berücksichtigt wur-

de, ob und mit welcher Wahrscheinlichkeit solche 

Fälle vorliegen, stellt es eine unangemessene 

Benachteiligung dar, dass ein aus der VBL ausge-

schiedener Arbeitgeber gem. § 23 Abs. 2 VBLS den 

vollen finanziellen Ausgleich für  die Versicherten 

leisten muss, unabhängig davon, ob Wartezeiten 

erfüllt sind oder nicht. 

c. Zahlung des Barwertes 

Die Zahlung des Gegenwertes als Einmalzahlung 

in Form eines Barwertes, der sowohl die derzeiti-

gen als auch die künftigen Leistungen der VBL 

umfasst, stellt nach Ansicht des Senats des BGH 

ebenfalls eine unangemessene Benachteiligung 

dar. Eine solche Ermittlung stellt die komplette 

Ersetzung der Umlagefinanzierung durch eine 

Kapitaldeckung zu einem Stichtag dar. Mit einer 

solchen punktuellen Umstellung verlange die VBL 

dem ausgeschiedenen Beteiligten mehr ab, als die 

betriebliche Altersversorgung der VBL selbst zu 

leisten im Stande wäre, so die Ausführungen des 

BGH. Des Weiteren liegt eine Benachteiligung vor, 

da die bisherige Umlage zwar zur Auskehrung an 

den Leistungsempfänger genutzt werde, eine 

Anrechnung der Umlage auf den Gegenwert hin-

gegen nicht erfolge. 

d. Einhaltung des Transparenzgebotes 

Der BGH hält § 23 Abs. 2 VBLS für intransparent, 

weil nicht alle Berechnungsgrundlagen des Ge-

genwertes offen gelegt werden. Das Transparenz-

gebot erfordert, dass die erhobene Gegenwert-

forderung nachvollziehbar und überprüfbar ist. 

Ein bloßer Verweis auf die Berechnung nach versi-

cherungsmathematischen Grundsätzen sei dafür 

nicht ausreichend. Es werden in der Vorschrift 

zwar Rechnungsgrundlagen genannt, jedoch ohne 

Anspruch auf Vollständigkeit. Berechnungsme-

thode und Rechnungsgrundlagen seien weder aus 

der Satzung noch aus den veröffentlichten Aus-

führungsbestimmungen ersichtlich. 

e. Ergänzende Vertragsauslegung 

Die unangemessene Benachteiligung darf aller-

dings nicht dazu führen, dass der Gegenwert in 

voller Höhe zurückgefordert werden kann. Der 

BGH verlangt in seiner Entscheidungsbegründung, 

dass die entstandene Regelungslücke durch eine 

ergänzende Vertragsauslegung zu schließen sei. 
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2. Änderungen im Jahr 2013 

 

a. Beitragsbemessungsgrenzen 

2013 

Der Bundesrat hat eine entspre-

chende Verordnung gebilligt, wonach die Bei-

tragsbemessungsgrenzen der Kranken- und Ren-

tenversicherung, sowie andere Rechengrößen der 

Sozialversicherung für das Jahr 2013 steigen. 

Die Änderungen stellen sich wie folgt dar: 

Die neue Beitragsbemessungsgrenze (BBG) in der 

gesetzlichen Rentenversicherung (gRV West) 

steigt von derzeit 5.600 € / Monat auf 

5.800 € / Monat. Die BBG Ost steigt um 100 € 

monatlich auf 4.900 € / Monat. Für die knapp-

schaftliche Rentenversicherung gelten als BBG 

(West) 7.100 € / Monat und für die BBG (Ost) 

6.050 € / Monat. 

Das vorläufige Durchschnittsentgelt wurde in der 

gRV für das Jahr 2013 auf 34.071 € / Jahr festge-

setzt. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung hat sich 

die Versicherungspflichtgrenze bundeseinheitlich 

auf 52.200 € / Jahr (4.350 € / Monat) erhöht. Für 

Mitarbeiter, die bereits vor dem 01.01.2013 versi-

cherungsfrei waren, beträgt im kommenden Jahr 

die Jahresarbeitsentgeltgrenze 47.250 €. Diese 

Grenze entspricht der bundeseinheitlichen BBG in 

der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Die Bezugsgröße in der Sozialversicherung beträgt 

für das Jahr 2013 2.696 € / Monat in den alten 

Bundesländern und 2.275 € / Monat in den neuen 

Bundesländern. 

b. Rentenversicherung: Senkung des Beitrags-

satzes  

Der Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversiche-

rung wird ab 01.01.2013 auf 18,9 % sinken. Dies 

ist der niedrigste Wert seit 1996. Der Bundesrat 

ließ das Gesetz am 23.11.2012 passieren, so dass 

die vom Bundestag verabschiedete Senkung 

nunmehr zum Jahresanfang in Kraft treten kann. 

c. Beitragssatz des PSVaG für das Jahr 2012 

Der Pensions-Sicherungs-Verein VVaG (PSVaG) 

zahlt im Fall der Insolvenz des Arbeitgebers die 

Betriebsrenten weiter. Für das Jahr 2012 (Stich-

tag: 30.09.2012) hat der PSVaG seinen Beitrags-

satz auf 3,0 ‰ festgesetzt. Im Vergleich zum Vor-

jahr  steigt der Beitragssatz von 1,9 ‰ um 58 % 

an, was zu einer entsprechenden Belastung bei 

den Unternehmen führt. 

Grund des höheren Beitrages sind die im Bemes-

sungszeitraum im Vergleich zum Vorjahr gestie-

genen Insolvenzen und der damit verbundene 

Anstieg von Versorgungsberechtigten gemäß den 

Vorschriften des Betriebsrentengesetzes. 

 

3. Entwurf einer Neufassung der IDW Stellung-

nahme zur Rechnungslegung: Handelsrechtliche 

Bilanzierung von Verpflichtungen aus Altersteil-

zeitregelungen (IDW ERS HFA 3 n.F.) 

 

Das IDW hat einen neuen Entwurf für die handels-

rechtliche Bilanzierung von Verpflichtungen aus 

Altersteilzeitregelungen veröffentlicht.  

Grund für den Entwurf sind zum einen die geän-

derten Rahmenbedingungen (z. B. demografischer 

Wandel), aber auch der Wegfall der gesetzlichen 

Förderung der Frühverrentung älterer Arbeit-

nehmer.  

Im Rahmen der Neufassung wurde auch der vor-

liegende Entwurf eines Anwendungshinweises des 

DRSC berücksichtigt. Dieser Anwendungshinweis 

und das Inkrafttreten von IAS 19 (revised 2011) 

zum 01.01.2013 führen dazu, dass die bisherigen 

IFRS-Bilanzierungsansätze in dem neuen Entwurf 

ersatzlos gestrichen wurden. 

Bisher wurde stets angenommen, dass die Auf-

stockungsbeträge Abfindungscharakter haben. 

Das IDW nimmt nunmehr eine Differenzierung 

vor. Die Aufstockungsbeträge sollen zukünftig 

nach ihrem wirtschaftlichen Gehalt klassifiziert 

werden. (IDW ERS HFA 3 n.F. RN 6) 

Beinhaltet eine ATZ-Vereinbarung das Ziel, das 

Arbeitsverhältnis vorzeitig zu beenden, dann liegt 

eine eigenständige Abfindungsverpflichtung des 

Arbeitgebers vor.  

Ein Entlohnungscharakter liegt bei einer Alters- 
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teilzeitvereinbarung dann vor, wenn sie zu Beginn 

des Arbeitsverhältnisses abgeschlossen wurde 

oder es sich um Altersteilzeitvereinbarungen han-

delt, die die langjährige Betriebszugehörigkeit der 

Mitarbeiter zusätzlich mit einer solchen Vereinba-

rung honorieren. Welche Klassifizierung vorliegt, 

ist einzelfallabhängig. Werden Aufstockungsbe-

träge im Austausch für die vom Arbeitnehmer zu 

erbringende Leistung und nicht mit dem Ziel der 

vorzeitigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

gewährt, wird dies als Indikator für eine Altersteil-

zeitvereinbarung mit Entgeltcharakter gesehen. 

Als Beispiel nennt das IDW die Erfüllung bestimm-

ter tätigkeitsbezogener Kriterien, wie z. B. künfti-

ge Arbeiten in Wechselschicht oder die Abhängig-

keit besonders starker Umwelteinflüsse (IDW ERS 

HFA 3 n.F. RN 9). 

Wichtig ist, dass die Klassifizierung zum ersten 

Abschlussstichtag nach dem Zustandekommen 

der Vereinbarung vorzunehmen ist. Eine einmal 

vorgenommene Klassifizierung muss danach bei-

behalten werden. Begründet wird dies mit dem 

Grundsatz der Stetigkeit. 

Handelt es sich um Vereinbarungen mit Abfin-

dungscharakter, dann ist der notwendige Erfül-

lungsbetrag für die Aufstockungsbeträge im Zeit-

punkt der Entstehung der eigenständigen Abfin-

dungsverpflichtung sofort in voller Höhe auf-

wandswirksam zu passivieren (IDW ERS HFA 3 n.F. 

RN 18). 

Haben die Vereinbarungen Entgeltcharakter, dann 

sind die Aufstockungsbeträge ratierlich bis zum 

Ende der Freistellungsphase anzusammeln (IDW 

ERS HFA 3 n.F. RN 19). Soweit mit den Aufsto-

ckungsbeträgen auch eine in der Vergangenheit 

geleistete Tätigkeit entlohnt wird, muss der auf 

die Vergangenheit entfallende Betrag sofort in 

voller Höhe passiviert werden. Bei fehlenden ver-

traglichen Regelungen wird als Erdienungszeit-

raum vom Wirksamwerden der Vereinbarung bis 

zum Beginn der Freistellungsphase ausgegangen.  

Die Bilanzierung des Erfüllungsrückstands bleibt 

im Wesentlichen unverändert.  

Der Entwurf sieht eine Frist für Kommentierungen  

bis zum 25.01.2013 vor. Über die endgültige Fas-

sung werden wir Sie informieren. 

 

4. Aktuelles 

a. BAG Urteil vom 21.08.2012 

Az.: 3 AZR 81/10 

Betriebliche Altersversorgung und 

Gleichbehandlung 

 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit diesem 

Urteil noch einmal hervorgehoben, dass der ar-

beitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz im 

Bereich der betrieblichen Altersversorgung kraft 

Gesetz anspruchsbegründende Wirkung entfaltet. 

Der Kläger begehrt die Abänderung seiner Versor-

gungszusage dahingehend, dass bei der Ermitt-

lung seiner Anwartschaften der gleiche Steige-

rungssatz zu Grunde zu legen ist, wie bei etwa der 

Hälfte der Personen, die wie er, in einer ver-

gleichbaren Position tätig sind und im gleichen 

Zeitraum in diese Position berufen wurden. Der 

beklagte Arbeitgeber argumentiert, eine Gleich-

behandlung sei nicht möglich, da die von ihm 

benannten Personen ihre Zusagen aufgrund einer 

Individualzusage erhalten haben. 

Das BAG führt aus, dass der arbeitsrechtliche 

Gleichbehandlungsgrundsatz nicht nur eine will-

kürliche Schlechterstellung einzelner Arbeitneh-

mer innerhalb einer Gruppe verbiete, sondern 

auch eine sachfremde Gruppenbildung. Stellt 

hingegen der Arbeitgeber nur einzelne Arbeit-

nehmer in Einzelfällen besser, können sich andere 

Arbeitnehmer hierauf nicht berufen. Im vorlie-

genden Fall, füllen beide Gruppen (Gruppe 1: 

Zusage höherer Steigerungsbeträge; Gruppe 2: 

keine höheren Steigerungsraten) die gleiche Posi-

tion aus. Das gemeinsame Merkmal ist die Positi-

on im Unternehmen. Der Arbeitgeber hat etwa 

der Hälfte der in dieser Position tätigen Mitarbei-

ter höhere Steigerungsbeträge zugesagt. Damit 

werden nicht nur einzelne Arbeitnehmer besser 

gesellt. Die Begründung, dass die Besserstellun-

gen auf Individualzusagen herrühren, ist in diesem  

Fall nicht ausreichend. Der Arbeitgeber müsste  
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weitere Gründe darlegen, die in einem solchen 

Fall eine unterschiedliche Behandlung rechtferti-

gen. Einer solchen geforderten Darlegung ist der 

Arbeitgeber im vorliegenden Fall nicht nachge-

kommen.  

b. Reform der Insolvenzsicherung – Konsens 

nicht in Sicht  

 

Wir haben bereits im Newsletter 01/2012 über 

Entwicklungen beim Pensions-Sicherungs-Verein 

VVag (PSVaG) – speziell zu einer möglichen Re-

form der Finanzierung der Insolvenzsicherung – 

berichtet. Danach sollten Unternehmen mit ge-

eigneten Instrumenten zur Sicherung von Pensi-

onsansprüchen (z.B. Rückdeckungsversicherun-

gen) ihre Kosten zur Insolvenzsicherung über den 

PSVaG spürbar reduzieren können. Hier setzte ein 

Vorschlag der Bundesvereinigung der Deutschen 

Arbeitgeberverbände (BDA) an. 

Im November wurde dieses Thema im Rahmen 

einer Sondersitzung des BDA-Ausschusses „Be-

triebliche Altersversorgung“ behandelt. Aus den 

Berichten zu dieser Sitzung ist zu folgern, dass 

eine Lösung noch nicht in Sicht ist: Gegen den 

Vorschlag der BDA steht die Auffassung verschie-

dener Branchenverbände, das BDA-Konzept be-

vorteile überwiegend große, international agie-

rende Unternehmen, während es bei kleinen und 

mittelständischen Unternehmen eher zu Lasten 

führe. Insoweit seien im Sinne einer fairen Las-

tenverteilung in der Insolvenzsicherung der be-

trieblichen Altersversorgung Änderungen am vor-

gelegten Konzept erforderlich. 

c. BMF-Schreiben vom 13.12.2012 

Betriebliche Altersversorgung; Bilanzsteuerliche 

Berücksichtigung von sog. Nur-Pensionen 

Das Bundesfinanzministerium hebt das BMF-

Schreiben vom 16.6.2008 auf und erklärt, der im 

Urteil des Bundesfinanzhof vom 28.4.2010 erklär-

te Grundsatz, wonach eine Nur-Pension zu einer 

Überversorgung führt, wenn dieser Verpflichtung 

keine ernsthaft vereinbarte Entgeltumwandlung 

zu Grunde liegt, auf alle offenen Fälle anzuwen-

den ist. Fehlt es an einer ernsthaften Entgeltum-

wandlungsvereinbarung und liegt eine Überver-

sorgung vor, dann können keine Pensionsrückstel-

lungen gemäß § 6a EStG gebildet werden.  

d. BMF-Schreiben vom 14.12.2012 

Probezeit vor Zusage einer Pension an den Ge-

sellschafter-Geschäftsführer einer Kapitalgesell-

schaft 

Das BMF hat mit diesem Schreiben noch einmal 

zu der Probezeit der Gesellschafter-

Geschäftsführer Stellung genommen.  

Nicht geändert wurde die Auffassung der Finanz-

verwaltung zur Dauer der Probezeit. Es gelten die 

gleichen Grundsätze wie bisher. Für die steuerli-

che Beurteilung einer Pensionszusage ist regel-

mäßig eine Probezeit von zwei bis drei Jahren als 

ausreichend anzusehen. Als Probezeit gilt der 

Zeitraum zwischen Dienstbeginn und der erstma-

ligen Vereinbarung. Auch die bisher anerkannten 

Ausnahmen sind weiterhin zulässig. So ist eine 

Probezeit verzichtbar, wenn die Unternehmen aus 

eigener Erfahrung Kenntnisse über die Befähigung 

des Geschäftsleiters haben und die Ertragserwar-

tungen aufgrund ihrer bisherigen unternehmeri-

schen Tätigkeit hinreichend deutlich abschätzen 

können. 

Bei einem Verstoß gegen die angemessene Probe-

zeit wird nunmehr aber Bezug auf das BFH-Urteil 

vom 28.4.2010 Az.: I R 78/08 genommen. Danach 

führt wie bisher ein Verstoß gegen die angemes-

sene Probezeit zu einer verdeckten Gewinnaus-

schüttung im Sinne des § 8 Abs. 3 S. 2 KStG. Aller-

dings liegt auch dann noch eine verdeckte Ge-

winnausschüttung vor, wenn die angemessene 

Probezeit abgelaufen ist. Bisher konnte man da-

von ausgehen, dass nach Ablauf der Probezeit 

eine fremdvergleichsgerechte Pensionszusage 

vorliegt. Die Finanzverwaltung hat dies nunmehr 

ausdrücklich verneint.  
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Wünschen Sie nähere Informationen zu diesen und wei teren Themen, setzen Sie sich gerne 
mit uns in Verbindung.  
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